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Gesetzentwurf zur Stärkung der Integrität in der Wirtschaft 

Zusammenfassung 

 

Der Bundesrat hat in seiner 993. Sitzung umfassende Änderungen beim Gesetzentwurf zur 

Stärkung der Integrität in der Wirtschaft eingefordert, das Gesetzgebungsvorhaben jedoch 

nicht in Gänze abgelehnt. 

  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

wie mit Rundschreiben vom 9. September 2020 mitgeteilt, hat sich der Bundesrat im Rahmen 

seiner 993. Sitzung in der vergangenen Woche mit dem im Betreff genannten Gesetzgebungs-

vorschlag der Bundesregierung befasst. Dabei fand das Votum des federführenden Rechts-

ausschusses des Bundesrates einer generellen Ablehnung des Gesetzentwurfs keine Mehr-

heit. Stattdessen wurden umfassende Änderungen eingefordert. Sie betreffen unter anderem 

die Prüfung von Erleichterungen sowie Klarstellungen für kleine und mittlere Unternehmen. 

Insoweit bitten die Länder um Prüfung, inwieweit die vorgesehenen Verbandsverantwortlich-

keiten und Sanktionen für kleinere und mittlere Unternehmen verhältnismäßig ausgestaltet 

sind.  

 

Dies greift eine Kernkritik des Handwerks an dem Gesetzgebungsvorhaben auf, das von sei-

nem Instrumentarium und seiner inhaltlichen Ausgestaltung her auf die Sanktionierung straf-

rechtlich relevanten Handelns im Bereich von Großunternehmen ausgerichtet ist. Zu Recht 

fordert der Bundesrat daher, an kleine und mittlere Unternehmen sollten deutlich weniger hohe 

Anforderungen zur Vermeidung von Verbandsstraftaten gestellt werden. Zudem bittet der Bun-

desrat die Bundesregierung, den verfahrensrechtlichen Teil des Entwurfs grundsätzlich zu 

überarbeiten, um das Sanktionsverfahren effektiver auszugestalten und einer drohenden 
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Überlastung der Justiz vorzubeugen. Schließlich soll es keine Regelung zur Veröffentlichung 

von Verurteilungen nach dem neuen Gesetz geben. 

 

Die vom Bundesrat eingeforderten Änderungen sind nachdrücklich zu begrüßen und bieten die 

Chance, im weiteren Gesetzgebungsverfahren unverhältnismäßige Belastungen und Risiken 

des Gesetzentwurfs für kleine und mittlere Unternehmen abzuwenden. Wir werden Sie zeitnah 

über den weiteren Fortgang unterrichten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Holger Schwannecke    gez. Dirk Palige  
Generalsekretär    Geschäftsführer 
 


